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Antrag 

der Abgeordneten Annette Karl, Markus Rinderspacher, Florian von Brunn, Margit 
Wild, Volkmar Halbleib, Natascha Kohnen, Ruth Müller, Klaus Adelt, Horst Arnold, 
Inge Aures, Michael Busch, Martina Fehlner, Christian Flisek, Harald Güller, 
Alexandra Hiersemann, Doris Rauscher, Florian Ritter, Stefan Schuster, Diana 
Stachowitz, Dr. Simone Strohmayr, Arif Taşdelen, Ruth Waldmann SPD 

Photovoltaikpflicht auf Neubauten in Bayern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwick-
lung, Energie, Medien und Digitalisierung und im Ausschuss für Wohnen, Bau und Ver-
kehr darüber zu berichten, wie und wann eine Verpflichtung für Photovoltaikanlagen 
(PV-Anlagen) auf Neubauten in Bayern umgesetzt werden soll. 

Darüber hinaus auch, welche neuen Fördermöglichkeiten den Bauherren hierfür zur 
Verfügung stehen werden. 

 

 

Begründung: 

In der Sitzung des Ministerrates am 26.05.2020 wurden laut Bericht das Staatsministe-
rium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie gemeinsam mit dem Staatsminis-
terium für Wohnen, Bau und Verkehr beauftragt, zeitnah ein Konzept zu erarbeiten, ob 
und unter welchen Bedingungen PV-Anlagen verstärkt auf Neubauten umgesetzt wer-
den können. Nach einem Bericht von BR24 am 10.07.2020 hat Ministerpräsident 
Dr. Markus Söder auf Nachfrage des Bayerischen Rundfunks (BR) bestätigt, dass ab 
2021 eine neue Regelung für Neubauten im gewerblichen Bereich gelten soll, die zum 
Bau einer PV-Anlage verpflichtet. Für Neubauten im Privatbereich soll dann diese Ver-
pflichtung ab 2022 gelten. Zusätzlich kündigte Ministerpräsident Dr. Markus Söder an, 
dass die Fördermöglichkeiten ausgebaut werden sollen, um Bauherren „nicht über Ge-
bühr“ zu belasten, wie es in dem BR-Bericht heißt. 


